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Ziel: Beziehungen neu beleben
Renzi als erster italienischer Premier seit 18 Jahren in Buenos Aires
Mauricio Macri (r.) mit seinem Gast Matteo Renzi. (Foto:Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Es waren nicht so sehr die konkreten Ergebnisse. Vielmehr ging es um die Bereitschaft, die Beziehungen zwischen Argentinien und Italien wieder zu beleben, die den Besuch des italienischen Ministerpräsidenten Matteo Renzi in Buenos Aires kennzeichneten. Seit der Visite Romani Prodis im Jahr 1998 hatte kein Regierungschef von der Apennin-Halbinsel mehr den Weg nach Argentinien gefunden, was Renzi zu selbstkritischen Worten veranlasste:„18 Jahre. Das ist aberwitzig. Ich bitte im Namen Italiens um Entschuldigung.“
Dabei bezeichnete der italienische Premier, der der sozialdemokratisch orientierten PD angehört, Italien und Argentinien als „Brudernationen“. Es gebe schließlich mehr Italiener in Buenos Aires als in Bologna, stellte Renzi fest. 900.000 Menschen mit italienischer Staatsbürgerschaft leben in Argentinien. Millionen haben Vorfahren, die einst von der Apennin-Halbinsel an den Río de la Plata gekommen sind. Unter ihnen Mauricio Macri, dessen Vater einst als 18-Jähriger von Kalabrien nach Argentinien kam
Doch dass die bilateralen Beziehungen in der jüngeren Vergangenheit nicht so gediehen, wie es die gemeinsamen Wurzeln erwarten ließen, lag nicht nur an Italien: „Wir wollen, dass Argentinien seine Pforten wieder öffnet, damit erneut Italiener kommen, uns zu helfen, damit es wieder bergauf geht. Gemeinsam können wir neue Möglichkeiten schaffen“, so Macri. Während seine Amtsvorgängerin Cristina Fernández de Kirchner darauf setzte, die Beziehungen zu Ländern wie Venezuela, Russland, China oder dem Iran auszubauen, setzt der neue Staatschef eher traditionelle Schwerpunkte: neben Brasilien und den USA liegen ihm vor allem europäische Länder wie Italien, Spanien oder Frankreich am Herzen. Dazu passt, dass in der kommenden Woche der französische Staatspräsident François Hollande in Buenos Aires erwartet wird.
Gegenüber der Presse erklärten Macri und Renzi, beide Seiten seien willens, zukünftig auf den Feldern der Energieerzeugung, der Agrarpolitik, bei Infrastrukturprojekten sowie beim Kampf gegen den Drogenhandel und den „globalen Terrorismus“ zusammenzuarbeiten.
Zuvor waren die beiden Politiker in Haedo in der Provinz Buenos Aires gewesen, wo die jahrelang unterbrochenen Tiefbauarbeiten für den Ausbau der Eisenbahnlinie „Sarmiento“ wieder aufgenommen wurden. Maßgeblich beteiligt daran ist die italienische Firma „Ghella“.
Zu den weiteren Programmpunkten des Gastes gehörte ein Besuch in der „Bombonera“, dem Stadion des Fußballclubs Boca Juniors, der einst von italienischen Einwanderern gegründet wurde. Abschließender Höhepunkt war ein Festessen am Dienstag im Bicentenario-Museum, an dem zahlreiche Größen aus Politik und Diplomatie teilnahmen.
Im Vorfeld des Renzi-Besuchs war in der hiesigen Presse spekuliert worden, ob das Kolumbus-Denkmal Gesprächsthema der beiden Politiker sein würde. Das Monument, das einst von der italienischen Gemeinschaft gestiftet worden war, wurde auf Geheiß von Cristina Kirchner von seinem angestammten Platz hinter der Casa Rosada entfernt und im Vorjahr durch ein Denkmal zu Ehren der bolivianischen Freiheitskämpferin Juana Azurduy ersetzt (wir berichteten).
Doch Macri wie Renzi gaben keine konkrete Erklärung darüber ab, ob die Maßnahme Kirchners rückgängig gemacht werden soll. Gegenüber der Zeitung „Clarín“ sagte Renzi lediglich, er habe „volles Vertrauen“, dass die Verantwortlichen eine vernünftige Entscheidung träfen.
Argentinien
Papst setzt sich für Sala ein
Spannung vor Macris Vatikanbesuch in wenigen Tagen
Solidaritätsbekundungen für Milagro Sala in Buenos Aires. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) – Kirchlicher Beistand für Milagro Sala: Kein Geringerer als Papst Franziskus bekundete vor wenigen Tagen seine Solidarität mit der Anführerin der indigenen Nichtregierungsorganisation „Tupac Amaru“, die seit gut einem Monat in ihrer Heimatprovinz Jujuy im Gefängnis sitzt.
Das Kirchenoberhaupt schickte seinen Vertrauensmann Enrique Palmeyro nach Buenos Aires. Dieser suchte am Sonntag nach seiner Ankunft in der argentinischen Hauptstadt Anhänger von Milagro Sala auf, die auf der Plaza de Mayo mit einem Zeltlager für die Freilassung der inhaftierten Aktivistin demonstrieren. Palmeyro hatte einen geweihten Rosenkranz im Gepäck, der an Sala weitergegeben werden sollte. Der Kirchenmann betonte bei der Gelegenheit, dass Franziskus „sehr besorgt“ sei über die Festnahme Salas, die der Papst noch im Juni vergangenen Jahres im Vatikan empfangen hatte.
Die Aktivistin befindet sich seit dem 16. Januar in Haft. Die Festnahme erfolgte vor dem Hintergrund von Protestkundgebungen der „Tupac Amaru“ gegen die Streichung öffentlicher Mittel für die Organisation, die der neu gewählte Jujuy-Gouverneur Gerardo Morales („Cambiemos“) angeordnet hatte. Zudem erkannte Morales der „Tupac Amaru“-Organisation den Status einer juristischen Person ab.
Der Freiheitsentzug Salas wurde zunächst mit Landfriedensbruch begründet. Später lieferte Morales noch Verdacht auf Veruntreuung öffentlicher Gelder als weiteren Haftgrund nach.
Die Empörung bei Menschenrechtsgruppen und politischer Opposition war sofort groß. Der einstige Richter am Obersten Gerichtshof Raúl Zaffaroni sprach von einer gezielten Provokation der Regierungsallianz „Cambiemos“. Das Institut für Rechts- und Sozialwissenschaften (CELS) bewertete die Verhaftung als „schwerwiegenden Präzedenzfall zur Kriminalisierung politischen Protests“. Auch Amnesty International sowie das Mercosur-Parlament „Parlasur“, in das Sala vor wenigen Wochen gewählt wurde, zeigten sich besorgt angesichts der Ereignisse.
Gestern veranstalteten Anhänger Salas im gesamten Land rund 200 Straßensprerren, um ihrem Protest Nachdruck zu verleihen.
Gouverneur Morales kann bislang auf die Unterstützung von Präsident Macri bauen. Der frisch gekürte Staatschef zeigte sich demonstrativ an der Seite seines Bündnisgenossen. Zudem lehnte er es kürzlich ab, Estela de Carlotto, die Vorsitzende der Großmütter der Plaza de Mayo, zu empfangen, die mit ihm über die Angelegenheit sprechen wollte.
Am 27. Februar fährt Macri zur Papst-Audienz nach Rom. Man darf gespannt sein, inwieweit das Thema Milagro Sala das Gespräch im Vatikan beeinflussen wird. Macri selber hatte jüngst die venezolanische Regierung mit dem Vorwurf konfrontiert, politische Gegner einzusperren, und deswegen den Ausschluss des Karibikstaates aus dem Mercosur-Bündnis gefordert.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Verfahren eingeleitet
Der einstige Kabinettschef Aníbal Fernández und die ehemaligen nationalen Gesundheitsminister Juan Manzur und Daniel Gollán müssen sich vor Gericht verantworten. Richter Claudio Bonadio eröffnete am Dienstag ein Verfahren, das das Verhalten der drei Kirchner-treuen Politiker im Zusammenhang mit dem „Plan Qunita“ untersuchen soll. Dieser wurde 2015 ins Leben und sieht eine Basisversorgung für Neugeborene in sozial schwachen Familien vor. Das Hilfeset beinhaltet unter anderem eine Wiege, aber auch Kleidung für die Babys. Den genannten Politiker wird Amtsmissbrauch im Zusammenhang mit dem Ausschreibungsverfahren vorgeworfen. Die Gewinner hätten bereits im Vorhinein festgestanden. Zudem seien für die Aufträge übermäßig hohe Summen gezahlt worden. Auch gegen die beteiligten Firmen sind Untersuchungen eingeleitet worden. Das Gericht pfändete insgesamt Gelder in Höhe von 440 Millionen Pesos.
Neonazi-Attacke
In Mar del Plata beunruhigen derzeit rechtsradikale Umtriebe Stadtväter wie Bürger. Dabei schrecken die Neonazis auch vor direkten Angriffen nicht zurück. So überfiel eine Gruppe Neonazis vor wenigen Tagen die Bar „Nevermind“. Dabei hatten sie vor allem den anwesenden Javier Moreno Iglesias abgesehen, den Vorsitzenden der lokalen Vereinigung für Vielfältigkeit (Amadi). „Sie kamen mit Schlagrohren, die mit Zement gefüllt waren, und hatten auch eine Schusswaffe zur Einschüchterung dabei“, zitiert die Zeitung „La Nación“ einen Augenzeugen. Die Polizei nahm einen der Schläger, einen 28-jährigen Mann, vorübergehend fest. Gegen ihn läuft ein Strafverfahren. Die Ausschreitungen waren Thema im Stadtrat, wo die Stadtvertreter einhellig die Vorfälle verurteilten. Ähnlich äußerte sich die Stadtregierung: „Es wird nichts toleriert, das mit Rassismus zu tun hat.“
Rückzieher der Zentralbank
Am Ende war der Druck der Moyanos wohl doch zu groß. Zentralbankchef Federico Sturzenegger entschied sich jedenfalls für einen Rückzieher: Noch in der Vorwoche hatte er angekündigt, dass Banken und Finanzinstitute ihre Konto- und Kreditkartenabrechnungen auf elektronischem Wege verschicken dürften. Doch dann grätschten die Gewerkschaftsführer Hugo und Pablo Moyano dazwischen. Mehr als 4000 Arbeitsplätze im Transportgewerbe würden durch die Maßnahme in Gefahr geraten, argumentierten sie und drohten sogleich mit Streiks der Postboten sowie der Geldtransportfahrer. Eine Aussicht, die der Macri-Regierung angesichts der laufenden Tarifverhandlungen gar nicht schmeckte. So entschied man sich, die Umstellung auf elektronische Abrechnungen, mit der Papier eingespart werden sollte, vorerst zurückzustellen.
Dengue-Epidemie
In der Provinz Misiones wird das Dengue-Fieber immer mehr zum Problem. Wie das Gesundheitsministerium der Provinz am Montag mitteilte, seien allein seit Monatsanfang 1000 neue Fälle gemeldet worden. Seit Jahresbeginn summiert sich die Gesamtzahl der Erkrankungen somit auf 3500. Gut die Hälfte der Fälle kommt aus der Provinzhauptstadt Posadas, 30 Prozent aus Iguazú und 20 Prozent aus den übrigen Gebieten der Provinz. Walter Villalba, der Gesundheitsminister des Gliedstaats, erklärte, dass man keine verlässlichen Schätzungen darüber abgeben könne, wie viele neue Fälle noch zu befürchten seien. Am Montag fingen die Behörden damit an, die 1500 Schulen der Provinz zum bevorstehenden Schulbeginn zu putzen und zu desinfizieren.
Neuer Botschafter in Berlin
Argentinien hat einen neuen Botschafter in Deutschland: Der Karrierediplomat Luis María Kreckler wird ab sofort die Interessen seines Landes in der Berliner Kleiststraße vertreten. Den Posten hatte zuletzt Daniel Polski innegehabt. Kreckler erhielt bereits das Agrément der deutschen Regierung. Der 61-Jährige war zuletzt drei Jahre lang als argentinischer Botschafter in Brasilia tätig. In die Schlagzeilen geriet er, als er zu Beginn seiner dortigen Tätigkeit eine teure Residenz anmietete, obwohl Argentinien zum damaligen Zeitpunkt über eine eigene Immobilie in der brasilianischen Hauptstadt verfügt hatte. Während der Präsidentschaft von Cristina Fernández de Kirchner fungierte der Soziologe von 2010 bis 2012 auch als Staatssekretär für Internationalen Handel.
Hitzewelle
Eine Hitzewelle hat in den vergangenen Tagen in Buenos Aires und Umgebung für Schweißperlen und Stromausfälle gesorgt. Einen Höhepunkt erreichte die Wärme am Dienstag, als gegen 16 Uhr eine Temperatur von 33,1 Grad gemessen wurde. Die gefühlte Temperatur betrug sogar 39 Grad. Der damit einhergehende erhöhte Energiebedarf führte vielerorts zu einer Überlastung des Stromnetzes und zu Stromausfällen. Für gestern und heute verordnete die Regierung von daher für bestimmte Gegenden in der Hauptstadt und in den Vororten in der Zeit von 13 und 16 Uhr temporäre Stromabschaltungen. In der Stadt sind heute Teile von Palermo, Barracas, Santa Rita, Villa Crespo und Versalles davon betroffen.
Berni entlassen
Sergio Bernis Dienste werden von der neuen Nationalregierung nicht mehr gebraucht. Endete mit dem Regierungswechsel im Dezember zunächst seine Tätigkeit als Staatssekretär für Sicherheit, so zog Verteidigungsminister Julio Martínez nun auch einen Schlussstrich unter Bernis militärische Karriere. Der 54-Jährige arbeitete einst im Heer als Arzt und hatte den Rang eines Oberstleutnant. Nun versetzte Martínez den Gefolgsmann von Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner formell in den Ruhestand. Berni bleibt er vorerst jedoch noch Sprecher der Interpol-Sektion der amerikanischen Länder.
Vermögenszuwachs
Gewaltige Vermögensvermehrung: Romina Mercado, die Tochter von Santa Cruz-Gouverneurin Alicia Kirchner, soll ihre Besitztümer in den vergangenen fünf Jahren um 663 Prozent vermehrt haben. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“ in Bezugnahme auf die Steuererklärungen der Nichte von Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Demnach vermehrte Mercado ihr Vermögen in dem genannten Zeitraum von 300.000 auf 2,5 Millionen Pesos. Der Fall ist deswegen von öffentlichem Interesse, da Mercado in Santa Cruz für das Amt der Provinzstaatsanwältin designiert ist. Ihr Reichtum fußt vor allem auf Immobilienbesitz in El Calafate und Appartements in Buenos Aires. Zuletzt fungierte sie auch als Geschäftsführerin der Hotelfirma „Hotesur“; die ihrer Tante Cristina gehört.
Neue Fakten im Richterrat
Das Regierungslager hat im Richterrat neue Fakten geschaffen. Mit seiner Mehrheit setzte es am Montag den PRO-Abgeordneten Pablo Tonelli als neues Mitglied im Richterrat durch. Eine Möglichkeit der Aussprache gab es nicht. Die Amtseinführung durch Gerichtspräsident Ricardo Lorenzetti sei kurzfristig anberaumt worden, ohne die Opposition darüber zu informieren, wie die Zeitung „Página/12“ berichtete. Das oppositionelle Kirchner-Lager hatte den Sitz, den Tonelli nun einnimmt, für sich reklamiert. Den Platz hatte bislang die K-Parlamentarierin Anabel Fernández Sagasti inne. Diese verlor bei den Parlamentswahlen ihr Abgeordnetenmandat. Doch der betreffende Platz im Richterrat für die Vertretung des Parlaments stehe bis 2018 dem Kirchner-Lager zu, so die Argumentation der Opposition. Das Regierungslager setzte sich indes darüber hinweg und schlug durch Parlamentspräsident Emilio Monzó (PRO) mit Tonelli einen eigenen Kandidaten vor. Durch die Wahl Tonellis verfügt die Regierungsallianz „Cambiemos“ im Richterrat nun über eine Mehrheit von acht zu fünf. Zur wichtigen Zweidrittelmehrheit fehlt ihr somit nur noch ein Sitz. Dann könnte „Cambiemos“ wichtige Entscheidungen wie die Ernennung von Richtern oder das Einleiten von Amtsenthebungsverfahren allein treffen. (AT/mc)
Meinung
Dialog
Nach seinem überraschenden und knappen Wahlsieg im November 2015, stellte sich Präsident Mauricio Macri der Öffentlichkeit als ein Politiker vor, der Angriffe auf seine Kritiker und Gegner vermied und stets den Dialog suchte, ganz anders als beide Kirchnerpräsidenten vor ihm, die den Konflikt mit echten und vermeintlichen Gegnern suchten und auch vor konkreten Verfolgungsmaßnahmen nicht zurückschreckten. Macris Bereitschaft zum Dialog mit politischen Gegnern hat beispielsweise den drittplatzierten Präsidentschaftskandidaten Sergio Massa dazu verleitet, Macri im Kongress, wo keine Partei dominiert, zu helfen, demnächst Gesetze zu verabschieden, die Macris Parlamentarier alleine nicht durchsetzen könnten. Auch die Abspaltung der neuen Fraktion im Kongress unter der Leitung des ehemaligen Anses-Direktors Diego Bossio hat Macris Position politisch gestärkt, wiewohl abzuwarten ist, wie sich die oppositionellen Parlamentarier nach der Eröffnung der diesjährigen Sitzungsperiode am 1. März in jedem Gesetzesprojekt verhalten werden.
Dass Macri zunächst alle Gouverneure der Gliedstaaten zu einer Besprechung einlud, profilierte ihn als Politiker, der den Dialog sucht, ebenso seine kurze Versammlung von mehreren Spitzengewerkschaften im Regierungsgebäude in Hinblick auf die kommenden Gesamtarbeitsverträge, die bereits unterwegs sind.
Dieser Regierungsstil hindert Macri freilich nicht, konkrete Maßnahmen zu treffen, die keineswegs vorher mit Oppositionspolitikern abgesprochen worden waren. beispielsweise die Abschaffung oder Verringerung der Exportsteuern (Spanisch genannt „retenciones“ und in der Verfassung „derechos de exportación“) für Agrarprodukte und Mineralien sowie der Subventionen für Strom und Gas in Buenos Aires und Umgebung.
Mit diesem Regierungsstil bescheinigen die Meinungsumfragen dem Präsidenten hohe Zustimmungswerte von 50 bis 70 Prozent, viel mehr als der knappe Sieg in den Stichwahlen, ein klares Zeugnis, dass Macris Dialogpolitik bei Publikum ankommt, auch bei vielen, die in nicht gewählt haben.
Im Umfeld einer geerbten hohen Inflation von rund 3 Prozent monatlich ist die Dialogpolitik Macris eine Überraschung. Teuerungen werden allgemein vom Käuferpublikum kritisiert. Die Regierung will laut Äußerungen der Minister die Inflation sukzessive bremsen und abbauen, allerdings nicht sofort, was landesweit Spanisch als „ajuste“ verteufelt wird, sondern alljährlich bis auf unter zehn Prozent im Jahr am Ende der Amtszeit Macris. Die Zentralbank betreibt unter ihrem Vorsitzenden Federico Sturzenegger eine deutliche Verringerung der obwaltenden Geldmenge, die Präsident Macri gelten lässt und nur mit rezessiv wirkenden hohen Zinssätzen möglich ist. Macri schweigt hierzu und lässt Sturzeneggers harte Geldpolitik walten, damit die Inflation gelegentlich gedämmt werden kann. Hierüber gibt es keinen Dialog.
Meinung
Ach Europa
Von Stefan Kuhn
Egal was auf dem am heutigen Freitag zu Ende gehenden EU-Gipfel beschlossen wird, die Europäische Union ist politisch tot. Wiederbelebungsversuche sind zwecklos. Selbst wenn man sich in Brüssel einigt, Großbritannien große Zugeständnisse macht und in der Flüchtlingskrise einen Minimalkonsens erreicht, sind das nur weitere Indikatoren des Zerfalls. Die Briten werden wohl Mitte 2016, spätestens bis Ende 2017, in einer Volksabstimmung über den Verbleib in der EU entscheiden, die Zahl der Flüchtlinge wird kaum geringer und der Streit über deren Verteilung weitergehen.
Begonnen hat die politische Krise bereits 2003. Damals unterstützten ein halbes Dutzend EU-Staaten, allen voran Großbritannien, in einer „Koalition der Willigen“ die USA unter Präsident George W. Bush in ihrem völkerrechtswidrigen Krieg gegen den Irak. Acht weitere Bush-Unterstützer aus Osteuropa traten knapp ein Jahr später der EU bei. Schon damals wurde deutlich, dass eine politische Union Europas eine Utopie ist. Mit der Erweiterung wurde das bisherige Zusammenwachsen gestoppt. Das Auseinanderdriften begann.
Natürlich hatte die Erweiterung hohen symbolischen Wert, schließlich wurde damit der „Eiserne Vorhang“, der Europa über vier Jahrzehnte lang durchzogen hatte, endgültig beseitigt. Andererseits ist dies schon vorher durch den Nato-Beitritt der meisten dieser Länder geschehen. Der Nato-Beitritt war für die ehemaligen Satelliten-Staaten der Sowjetunion existenzieller als der zur EU. Er bot Schutz vor den Machtgelüsten der früheren „Schutzmacht“.
Die Teilnahme am Irakkrieg zeigte, dass diesen Staaten Washington näher liegt als Brüssel. Für Großbritannien, schon seit 1973 EU- bzw. EWG-Mitglied, galt das schon immer.
Natürlich brachte die Osterweiterung auch Vorteile für die entsprechenden Länder. Gut, sie mussten ihre Hausaufgaben machen, die Demokratie auf EU-Standard bringen, die Korruption beseitigen, die Menschenrechte achten. Manchen ging das zu weit. In Ungarn und Polen versucht man gerade, das Rad zurückzudrehen.
Der EU-Beitritt brachte den osteuropäischen Staaten aber vor allem Geld. Viel Geld, Fördergelder aus den EU-Töpfen. Die meisten der Länder werden wohl noch sehr lange Zeit Nettoempfänger sein. Natürlich profitieren auch die Nettozahler von der Osterweiterung. Vor allem die Exportnationen Deutschland und Österreich. Deshalb ist es schon paradox, dass die Osterweiterung in den Geberländern ein Erstarken der Rechtspopulisten bewirkt hat. Hier spielen wohl Überfremdungsängste eine zentrale Rolle.
Das gilt auch für die Flüchtlingskrise. Sie lässt selbst überzeugte Europäer verzweifeln. Staaten beginnen sich abzuschotten, bauen Grenzzäune, das grenzenlose Schengen-Europa, für die Wirtschaft wichtiger als für Touristen, verschwindet. Viele Staaten weigern sich, Flüchtlinge aufzunehmen oder sagen minimale Kontingente zu. In vorderster Front stehen dabei ausgerechnet Länder wie Polen, Tschechien oder Ungarn. Westeuropa hat während des Kalten Krieges viele verfolgte Menschen aus diesen Ländern aufgenommen. Polen fühlt sich schon kulturell überfordert, in zwei Jahren 7000 Flüchtlinge aufzunehmen.
In der Bundesrepublik gehen Russlanddeutsche auf die Straße und protestieren gegen die Aufnahme von Flüchtlingen. Ein Paradoxon, denn Russlanddeutsche sind selbst Flüchtlinge, und zwar reine Wirtschaftsflüchtlinge, die das Glück hatten, einen deutschen Urgroßvater oder eine Urgroßmutter in der Ahnentafel zu haben. Viele von ihnen sind integrationsresistent. Sie sprechen Russisch, konsumieren russische Medien und halten Putin für ihren geistigen Führer.
Es ist die mangelnde Solidarität, die einen an Europa verzweifeln lässt. Warum fürchtet ein 38,5-Millionen-Einwohner-Staat wie Polen eine kulturelle Überfremdung, wenn er 3500 Flüchtlinge pro Jahr aufnehmen soll? In Deutschland leben mehr als 600.000 Menschen mit polnischem Pass, etwa zwei Millionen haben einen polnischen Migrationshintergrund. Kulturelle Bedenken oder Vorurteile haben da höchstens Neonazis. Sonst redet keiner von kultureller Überfremdung durch Slawen. Eine gerechte Verteilung der Flüchtlinge auf die EU-Staaten nach einem Schlüssel, der Bevölkerungszahl und Wirtschaftsleistung berücksichtigt, würde die Lage sehr entspannen.
Gift für Europa ist auch der drohende „Brexit“, der Austritt Großbritanniens aus der EU. „Sollen sie doch“, möchte man rausbrüllen. Für die EU wäre das politisch eine große Erleichterung. Das Vereinigte Königreich ist ein Bremsklotz und hat schon einen weitreichenden Sonderstatus. Allerdings versucht eine große Mehrheit der Wirtschaftsgrößen in Großbritannien und in Resteuropa, den Austritt mit allen Mitteln zu verhindern.
Die Folgen eines Austritts sind noch nicht absehbar, aber die EU würde einen potenten Nettozahler verlieren, Großbritanniens Wirtschaft und Währung stagnieren. Zudem könnte sich das europafreundliche Schottland abspalten und Nordirland, das nur eine Landgrenze zum EU-Mitglied Irland hat, könnte mittelfristig folgen. Der Finanzplatz London würde wohl an Bedeutung verlieren, multinationale Konzerne dürften ihren Sitz aufs Festland verlegen.
Das alles hängt natürlich davon ab, ob es einen weichen oder harten Austritt gibt. Ein weicher Austritt oder ein Verbleib der Briten in der EU hätte natürlich Folgen, die man vermeiden sollte. EU-skeptische Staaten wie Polen, Ungarn, Dänemark oder Tschechien könnten nachziehen.
Dies sollte man vermeiden. Erreichbar ist das über zwei Wege. Entweder durch die harte, abschreckende, Variante, bei der Großbritannien bei einem Austritt alle Privilegien verliert und Wirtschaftsverträge mit der EU oder EU-Staaten neu verhandeln muss. Die andere, wirtschaftlich vernünftigere Möglichkeit wäre, sich von der obsoleten Idee eines politisch geeinten Europas zu verabschieden und Großbritanniens Forderungen nachzugeben.
Man beschränkt sich auf eine Freihandelszone von 28 oder mehr Staaten, von denen einige eine gemeinsame Währung haben. Fördergelder fallen weg, die Freizügigkeit, nach der sich jeder EU-Bürger in einem anderen EU-Land niederlassen kann, wird eingeschränkt. EU-Staaten, die mehr wollen, schließen sich zu einem Kerneuropa zusammen. Entschließt man sich nicht für einen der beiden Wege, kann man die europäische Idee beerdigen.
Meinung
Randglossen
Kirchnertreue Aktivisten veranstalten laufend Aufmärsche zwecks Freilassung von Milagro Sala in ihrer Heimatstadt Jujuy, wo der UCR-Radikale Gerardo Morales als Gouverneur regiert, und neuerdings auch in der Bundeshauptstadt, wo sie Zufahrtsstraßen blockieren. Ihr Ziel ist die Freilassung der von der Justiz in Jujuy wegen Korruption und anderen Delikten verhaftete Aktivistin Milagro Sala, die einer Organisation genannt Tupac Amaru vorsteht. Unter Präsidentin Cristina Kirchner wurde Milagro Sala mit großzügigen Subventionen versorgt, von denen sie einige Gelder für den Bau ihrer eigenen Wohnung abzweigte. Auch Häuser für ihre Zöglinge wurden finanziert, aber der Eigentumstitel wurde den Begünstigten verwehrt. Für diese und andere Korruptionsanschuldigungen wurde sie von der Justiz verhaftet. Papst Franziskus, den sie im Juni 2015 besucht hatte, ließ ihr jetzt einen Rosenkranz zukommen, womit er sich in eine rein interne hochpolitische Angelegenheit einmischte.
Präsident Mauricio Macri hat beschlossen, das Projekt der Ex-Präsidentin Cristina Kirchner weiter zu führen, das die Strecke der Eisenbahn Sarmiento vom Bahnhof Constitución bis Haedo unterführen und bewirken soll, den Straßenverkehr über die Bahn zu erleichtern. Das Milliardenprojekt steht seit Jahren still. Die einfachste Lösung anstelle der teuren Unterführung sind normale Tunnels unter der Bahn, wie es Macri selber als Bürgermeister der Hauptstadt erfolgreich getan hat. Tunnels sind billig, die Technologie hierfür hat sich bewährt. Die Sarmientobahn ist national, nicht städtisch, so dass jetzt Macri als Präsident entscheidet wie vorher als Bürgermeister. Leider hat er sich für die falsche und teure Lösung entschieden, die dazu beiträgt, die Staatsausgaben unnötigerweise zu erhöhen und das ausufernde Defizit zu finanzieren. Anstatt mit niedrigeren Ausgaben die Inflation abzuwürgen, geschieht leider das Gegenteil mit Fehlinvestitionen wie die Sarmientobahn.
Jeb Bush, bisher abgeschlagener US-Präsidentschaftskandidat in den Vorwahlen der Republikanischen Partei, greift zum letzten Mittel. Er zieht den Colt. Natürlich nur virtuell, obwohl er seinen Gegner Donald Trump wohl gerne erschießen würde. Trump führt in den Umfragen für die nächsten Vorwahlen in South Carolina, einem Bundesstaat, der eigentlich als Bush-Country gilt. Jebs Bruder George W., der als US-Präsident wenige Meriten vorweisen kann, macht Wahlkampf für ihn. Ob das hilft, mag man bezweifeln. Dass Jeb allerdings seine Waffe auf Twitter postete, dürfte ein Schuss nach hinten gewesen sein. Man darf nicht rechts überholen. Mit kriegerischen Gesten kann er seine ultrakonservativen Konkurrenten nicht bezwingen. Bush sollte sich aufs Wesentliche konzentrieren. Er ist der einzige Kandidat, der Hillary Clinton schlagen kann.
Die Flüchtlingskrise in Europa treibt derzeit skurrile Blüten. In Estland wollen besorgte Bürger eine Miliz zur Abwehr der „Flüchtlingswelle“ gründen. Die Bürgerwehr soll ein Ableger der finnischen „Soldiers of Odin“ werden. Das hätte Heinrich Himmler gefallen, der von Asen und Ariern schwärmte. Dass sich in Deutschland nach den sexuellen Übergriffen von nordafrikanischen Einwanderern auf Frauen in der Silvesternacht Bürgerwehren bilden, ist zwar besorgniserregend, aber nachvollziehbar. Dass sich dem estnischen Odin-Ableger per Facebook schon über 5000 „Fans“ angeschlossen haben, nicht. In Estland sind in den letzten zwei Jahren 550 Flüchtlinge eingewandert. Das macht ungefähr zehn germanische Gotteskrieger pro Flüchtling.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,13 gegen $ 14,70 am Mittwoch zuvor, und um 12,83% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen $ 29,32 Mrd. gegen $ 29,33 Mrd. in der Vorwoche. Die Reserven konnten dieses Jahr nur dank des Kredites ausländischer Banken von u$s 5 Mrd. erhalten werden. Ohne dies wären sie ab Ende 2015 um u$s 1,2 Mrd. gefallen. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.16 bei $ 15,17, zum 30.06.16 bei $ 15,92, und zum 30.09.16 bei $ 16,88. Der Terminkurs per Ende Dezember enthält einen Jahreszinssatz von 22,59%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,32 für den Ankauf, gegen $ 14,30 in der Vorwoche.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Plus von 6,28% und liegt 3,29% gegenüber Ende 2015.
***
Par -Bonds in Pesos notierten mit 9,56% im Plus gegenüber Ende 2015. Discount-Bonds in Pesos lagen gegenüber Ende 2015 im Plus mit 3,63%. Bonar 2024 gewannen 1,96% seit Jahresbeginn und Global 2017 Arg lagen mit 0,50% im Plus gegenüber Jahresende 2015.
***
Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 348,00 (Vorwoche $ 337,79) und bei 24 Karat um $ 497,15 (Vorwoche $ 482,56) gehandelt.
***
Präsident Mauricio Macri kündigte am Donnerstag die Erhöhung des steuerfreien Minimums der Einkommenssteuer (Gewinnsteuer benannt) für einen verheirateten Arbeitnehmer mit zwei Kindern auf $ 30.000 pro Monat ab 1. Februar 2016 an. Ein Arbeiter, der bisher netto $ 21.000 kassierte, wird jetzt bei gleichem Bruttoeinkommen $ 26.000 netto erhalten. Diese Massnahme kostet den Fiskus schätzungsweise $ 37 Mrd. pro Jahr. Dies begünstigt vornehmlich die Bankangestellten, die Lastwagenfahrer und die Arbeiter der Erdöl- und Stahlwirtschaft, und allgemein, Facharbeiter und Techniker. Doch mit den Lohnerhöhungen dieses Jahres werden mehr Arbeitnehmer erfasst. Ebenfalls kündigte Macri die Erhöhung der Familienzulage pro Kind auf $ 966 und die Schulbeihilfe auf $ 808 an. Die Einzelheiten müssen noch bekannt gegeben werden.
***
Zum ersten Mal seit dem Sommer des Jahres 1989 wurden am Donnerstag und Freitag dieser Woche programmierte Unterbrechungen der Stromversorgung in den von Edenor und Edesur versorgten Gebieten in der Spitzenzeit (13 bis 16 Uhr) verfügt, die jeweils bestimmte Gegenden umfassen. Auf diese Weise soll der Stromkonsum um 5% gesenkt werden, so dass die Stromerzeugung ausreicht, um den Bedarf zu befriedigen. In Spitzenzeiten reicht die Leistung der Kraftwerke nicht aus, obwohl dieses Jahr die Wasserkraftwerke auf vollen Touren arbeiten, weil die Stauseen gefüllt sind. Abgesehen von diesen Unterbrechungen bestehen noch weitere, die durch die Überlastung des Verteilungsnetzes verursacht werden. Dabei kann es sich um Pannen handeln, oder auch um präventive Unterbrechungen, wenn Kabel und Transformationsstationen zu hohe Temperaturen aufweisen und Gefahr laufen, Schaden zu erleiden.
***
Das Zentrum für wirtschaftliche Studien von Orlando Ferreres hat für Januar einen interannuellen Rückgang der Industrieproduktion von 2,3% ermittelt, und gegenüber Dezember 2015 einen von 1,1%. Im Januar wirkte sich besonders die Abnahme der Zementproduktion von 8,7% aus, weil öffentliche Bauten stillgelegt wurden. Doch auch bei Getränken fand ein starker Rückgang statt, von 6,4% gegenüber dem Vorjahr. Am stärksten war der Rückgang bei Kfz, mit 30,6% gegenüber dem Vorjahr.
***
Mit der Ernennung von Esteban Greco zum neuen Präsidenten der Kommission für Konkurrenzschutz hat die Regierung die Bedeutung dieses Amtes hervorgehoben, das unter den Kirchners untätig war. Produktionsminister Francisco Cabrera und Handelssekretär Miguel Braun gingen dabei so weit, ein neues Gesetz über Konkurrenzschutz in Aussicht zu stellen. Das bestehende Gesetz beruht auf dem von 1980, unter José A. Martínez de Hoz als Wirtschaftsminister und Alejandro Estrada als Handelssekretär. Es hält sich an das europäische Modell, bei dem nicht das individuelle oder kollektive Monopol (Kartell) als solches bestraft wird, sondern das Verhalten zum Schaden der Verbraucher. In den 90er Jahren wurde das Gesetz erweitert, so dass auch Fusionen und Übernahmen von Unternehmen von der Kommission genehmigt werden müssen. Die Gesetzgebung ist heute nicht viel anders als in der EU. Braun wies auf Chile als Vorbild hin. Die neuernannte Kommission werde jetzt mit der Prüfung von ca. 500 Amtsverfahren beginnen, die dem Amt vorliegen.
***
Der ANSeS-Vorsitzende Emilio Basavilbaso gab bekannt, dass die Pensionen ab März um 15,35% angehoben werden. Die Zunahme ergibt sich automatisch laut Gesetz aus einem Index, der je zur Hälfte auf der Lohnentwicklung des 2. Halbjahres 2015 und den Einnahmen der ANSeS in dieser Periode beruht. Die Mindestpension steigt jetzt von $ 4.299 auf $ 4.959, und die durchschnittliche Pension von $ 7.052 auf $ 8.135. Der Höchstbetrag wurde auf $ 36.330 festgesetzt. Basavilbaso wies darauf hin, dass die Mindestpension jetzt 81,83% des offiziellen festgesetzten Mindestlohnes (von $ 6.060 ab 1.1.16) betrage, also praktisch den stets geforderten 82% entspreche.Diese Zunahme umfasst 6,23 Mio. Pensionäre und Empfänger von Hinterbliebenenrenten, plus 1,56 Mio. Empfänger von Gnadenrenten, darunter auch die Malwinenkämpfer. Das universelle Kindergeld steigt von $ 837 auf $ 966, und bei physisch behinderten Kindern von $ 2.730 auf $ 3.150. Die Schulhilfe steigt von $ 700 auf $ 808, Schliesslich steigt auch der Familienlohn im gleichen Verhältnis. Im September findet eine zweite Erhöhung statt, auf der Grundlage der Entwicklung im 1. Halbjahr 2016.
***
Der Index der Konsumentenpreise, den das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires für diese berechnet, wies im Januar 2016 eine Zunahme von 4,1% aus, leicht über den 3,9% vom Dezember 2015, und doppelt so hoch wie die 2% vom Januar 2015. In 12 Monaten zum Januar beträgt die Zunahme 29,6%.
***
Präsident Mauricio Macri kündigte in San Juan bei einer Zusammenkunft mit dem Gouverneur dieser Provinz und denen von Catamarca und La Rioja die Abschaffung der Exportzölle auf Bergbauprodukte an. Der Exportzoll von 5% war vor einigen Jahren auf Initiative des damaligen Handelssekretärs Guillermo Moreno eingeführt worden, obwohl des Bergbaugesetz den Unternehmen garantierte, dass die Besteuerung während der Dauer der Konzession nicht geändert würde, was auch die Exportzölle einschloss. Als der Exportzoll eingeführt wurde, lag der Weltmarktpreis für Metalle und metallische Erze sehr hoch, während er jetzt mit wenigen Ausnahmen niedrig ist, so dass der Exportzoll viel stärker ins Gewicht fällt.
***
Die Gewerkschaft der Versicherungsangestellten hat mit dem Verband der Kapitalisierungsgesellschaften einen Gesamtarbeitsvertrag für 2016 unterzeichnet. Diese Gesellschaften beschäftigen insgesamt um die tausend Arbeitnehmer und sind nicht repräsentativ für die Versicherungswirtschaft. Dennoch dürfte sich dieser Einzelfall auf die Verhandlungen mit den Versicherungsgesellschaften auswirken. Die Gewerkschaft erreichte ein Lohnerhöhung von 32%, davon 20% ab 1.1.16 und 12% ab 1.7.16. Im Schnitt für das ganze Jahr ergibt sich dabei eine Zunahme von 26%, wobei jedoch der Ausgangspunkt für 2017 32% über dem von 2016 liegt. Doch ausserdem wurde eine Zahlung von $ 1.700 als Ausgleich für den Inflationssprung von 2015 gewährt, und die Zulagen für Mittagessen und Anwesenheit wurden per sofort um 32% erhöht.
***
Die Regierung der Provinz Buenos Aires gibt jetzt, mit Datum 5.2.16, Bonds für $ 8 Mrd. aus, mit denen die Schulden gegenüber 1.600 Lieferanten getilgt werden. Der Zinssatz entspricht dem Badlar-Satz auf 30 bis 35 Tage, der gegenwärtig bei 26,62% liegt. Die Bonds werden ab einem Jahr in vier Quartalsraten getilgt. Angeblich können diese Bonds bei Banken diskontiert und auch an Dritte übertragen werden.
***
Die Provinzen, einschliesslich der Bundeshauptstadt, schlossen das Jahr 2015 mit einem (echten) Defizit von $ 41,85 Mrd., 719% mehr als 2014. Die Einnahmen aus eigenen Steuern und Beteiligung an den nationalen erreichten $ 874,20 Mrd., und die Ausgaben $ 916,04 Mrd. Zwei Drittel des Defizits entfallen auf die Provinz und die Stadt Buenos Aires. Auf der anderen Seite erreichten Misiones, Chaco, Formosa und Corrientes einen Überschuss von insgesamt $ 1,92 Mrd. Diese Angaben stammen von der Consulting-Firma Economía & Regiones, die Innenminister Rogelio Frigerio gegründet hat und bis vor einigen Jahren leitete.
***
Der Präsident der Banco Nación, Carlos Melconian, kündigte Kredite für Pensionäre an, die die Pension bei dieser Bank beziehen. Der Betrag des Kredites kann bis zu $ 80.000 erreichen, und die monatliche Rate (Amortisation und Zinsen) kann bis zu einem Drittel der Pension ausmachen. Die Laufzeit reicht von 3 bis 5 Jahren.
***
Für die kommenden vier Jahre sind Investitionen von $ 13,15 Mrd. in 14 Flughäfen vorgesehen, teilt das Transportministerium mit. Die Landesposten sollen erneuert und erweitert werden, es sollen neue Kontrolltürme errichtet werden und auch andere Aspekte der Flughäfen sollen ausgebaut werden.
***
Der Landwirtschaftsverband „Sociedad Rural Argentina“ hat Klage gegen Monsanto bei der Nationalen Kommission für den Konkurrenzschutz eingereicht. Der Verband beanstandet die angeblich rechtswidrige Haltung der Firma beim Verkauf des Samens Intacta RR2 PRO, der eine Sojapflanze ergibt, die gegen das Unkrautvertilgungsmittel Glifosat widerstandsfähig ist.
***
Am Freitag der Vorwoche um 15,35 Uhr erreichte der landesweite Stromkonsum einen neuen Rekord, dieses Mal von 25,471 MW. Die Überlastung des Netzes führte in Gross Buenos Aires zum Stromausfall bei 69.078 Haushalten. Die Tariferhöhung hat sich offensichtlich noch nicht auf den Konsum ausgewirkt. Die Kraftwerke sind voll ausgelastet, und ausserdem wird Strom aus Uruguay und Brasilien importiert. Eine Erparnis von 5% beim Konsum in Spitzenzeiten entspricht der Leistung eines Kraftwerks von 1.250 MW, das um die Milliarde Dollar kosten würde.
***
Der Rhythmus der monetären Expansion nimmt weiter stark ab. Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten um 10.2.16 um 23,65%, bei einer Abnahme von 7,95% in den letzten 30 Tagen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in 12 Monaten um 26,06% und nahm in 30 Tagen um 2,17% ab.
***
Die gesamten Depositen in Pesos bei den Banken stiegen in 12 Monaten zum 10.2.16 um 26,44% auf $ 1,21 Bio., und die gesamten Kredite in Pesos um 35,99% auf $ 847,41 Mrd. Die Kredite machten somit 70% der Depositen aus. Die Depositen in Dollar stiegen in 12 Monaten um 39,66% auf u$s 13,08 Mrd., und die Kredite in Dollar nahmen in der gleichen Periode um 3,03% auf u$s 3,40 Mrd. ab. Die Dollarkredite machten 26,73% der Depositen aus, obwohl die Zwangsreserven nur 20% betragen. Die nicht ausgeliehenen Dollardepositen werden bei der ZB deponiert und als Reserven gebucht.
***
Eine Oppositionsgruppe der Deputiertenkammer, dieses Mal geleitet von Sergio Massa (Frente Renovador), hat am Montag den Index der Konsumentenpreise des Kongresses wieder veröffentlicht, der als Durchschnitt von sechs privaten Erhebungen berechnet wird. Für Januar 2016 betrug die Zunahme 3,6%, nach 3,8% im Dezember und 2,2% im November. Kumuliert ergibt sich somit für drei Monate eine Inflation von 9,9%. Bei der Bekanntgabe der Indexzahlen waren weder Vertreter des PRO, noch der UCR, noch der Front für den Sieg (Kirchnerismus) anwesend.
***
Die ZB hat die elektronische Sendung von Kontoauszügen durch die Banken an ihre Kunden, die vor zwei Wochen beschlossen worden war, auf 2017 verschoben, nachdem der Gewerkschafter Hugo Moyano protestiert hatte, weil dies angeblich 4.000 Arbeitsplätze von Briefträgern kosten würde. Indessen können die Banken die Auszüge doch elektronisch übermitteln, wenn die Kunden einverstanden sind. Dabei müsste jedoch die Gebühr für die Erhaltung eines Kontos verringert werden.
***
Zwischen dem 21. Dezember 2015 und dem 31. Januar 2016 wurden 3,36 Mio. Tonnen Getreide und Ölstaat exportiert, 57% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Landwirtschaftsminister Ricardo Buryaile legte dies als Erfolg der Abschaffung der Exportzölle für Weizen und Mais und der Senkung von 5 Prozentpunkten bei Sojabohne aus.
***
Durch Beschluss 12/2016 des Handelssekretariates wurde ein elektronisches System für die Bekanntgabe der Preise (genannt SEPA, Sistema Electrónico de Publicidad de Precios) geschaffen. Supermärkte, Selbstbedienungsläden u.a. Einzelhandelsgeschäfte müssen täglich die Preise ihrer Produkte mitteilen. Die Konsumenten können über einen Computer Einsicht in diese Preise haben, so dass sie die Preise für gleiche Produkte in verschiedenen Verkaufsorten vergleichen und auch Klagen einreichen können, wenn die effektiven Preise nicht mit den angegebenen übereinstimmen. Aus Kreisen der Supermärkte wurde darauf hingewiesen, dass es nicht einfach sei täglich die Preise der bis zu 2.000 verschiedenen Produkten zu übermitteln, die sie verkaufen.
***
Zwischen den Tabakproduzenten von Salta und Jujuy und der Zigarettenindustrie und den Exporteuren wurde eine Preiserhöhung für Tabak von 28% gegenüber dem Vorjahr vereinbart. Das ist weniger als die Abwertung. Während die Tabakproduzenten ein Plus von 40% gefordert hatten, boten die Industrie nur 18% und die Exporteure nur 22% an. Die endgültige Zahl ist somit ein Kompromiss.
***
Die Gewerkschaftszentrale CTA, geleitet von Hugo Yasky, hat zusammen mit dem Institut FLACSO (das eine Fakultät für Sozialwissenschaften betreibt) die Entwicklung des Reallohnes ab Oktober 2013 berechnet. Bei einer Basis von 100 für September 2015 liegt der Index im Dezember 2013 bei 98,9, im Juni 2014 bei 93,3, im November 2015 bei 99,6 und im Januar 2016 bei 87,8. Die CTA schliesst aus dieser Studie, dass die Lohnerhöhung jetzt mindestens 35% betragen müsse, wobei kurzfristig eine weitere Zulage notwendig würde.
***
Die ZB erhielt am Dienstag bei ihrer wöchentlichen Lebac-Ausschreibung Offerten für $ 58,43 Mrd., von denen $ 57,73 Mrd. angenommen wurden. Gleichzeitig verfielen bestehende Lebac für $ 44,67 Mrd. Bei Berücksichtigung von Zinsen blieb schliesslich eine Nettoaufnahme flüssiger Mittel bei den Banken von $ 11,50 Mrd. Die Zinssätze wurden bei Fristen von 35 und 63 Tagen um ein Viertel Punkt erhöht und bei Fristen von 147 Tagen und mehr um 25 bis 80 Basispunkte gesenkt. Der Zinssatz bei 35 Tagen, der einen Betrag von $ 49,99 Mrd. umfasst) betrug 30,5%, bei 63 Tagen ($ 6,94 Mrd.) 28,5%, bei 99 Tagen ($ 3 Mrd.) 28%, bei 119 Tagen ($ 716,6 Mio.) 27%, bei 147 Tagen ($ 753,3 Mio.) 27,25%, bei 203 Tagen ($ 101,4 Mio.) 27,5% und bei 252 Tagen ($ 222 Mio.) 27,5%. Bei Lebac in Dollar betrugen die Offerten u$s 702 Mio., von denen u$s 581 Mio. zugeteilt wurden, auf 35 bis 91% zu einem Zinssatz von 1%.
***
Die Ausnahme von der Steuer von 12,7% auf Sekt, die im Februar 2005 eingeführt worden war und bis zum 31. Januar 2016 galt, wurde bis zum 30. April verlängert.
***
Argentinien kommt im Schuldenstreit mit seinen Gläubigern voran, wartet aber weiter auf den entscheidenden Durchbruch. Der vom zuständigen US-Gericht bestellte Vermittler Daniel Pollack teilte mit, dass eine Einigung mit einer mit Gruppe von Sammelklägern zustande gekommen sei. Es handelt sich dabei um die Rückzahlung alter Anleiheschulden, die aus der Staatspleite von Ende 2001 stammen. Die Gläubiger sollen den Nennwert der strittigen Anleihen vollständig erstattet bekommen und zudem 50% der ursprünglichen Zinsen erhalten. Es handelt sich in diesem Fall um eine vergleichsweise geringe Zahlung i.H. von u$s 70 Mio. Vor wenigen Tagen hatte Argentinien sechs Grossgläubigern, 6,5 Mrd. $ geboten. Die Regierung braucht noch die Zustimmung des Parlaments und des zuständigen New Yorker Bezirksrichters Thomas Griesa. Die strittigen Anleihen waren einst unter US-Recht ausgegeben worden, um sie für internationale Investoren attraktiver zu machen.
***
Der bilaterale Handel mit Italien hat ein historisches Tief erreicht. Wie die Argentinische Handelskammer berichtet, lag der Handel mit Italien im Jahr 2014 bei nur 1,99%des gesamten Aussenhandels. Noch vor zwanzig Jahren lag die Quote bei 6%. Zwischen Januar und Oktober 2015 exportierte Argentinien Waren im Wert von u$s 827 Mio., 11,3% weniger als im Vorjahreszeitraum. Aus Italien wurden Waren im Wert von u$s 1,1 Mrd. eingeführt, 17,9% weniger als im Vorjahreszeitraum.
***
Das spanische Informatik-Unternehmen Indra investiert u$s 35 Mio. in modernsten Zugangskontrollanlagen und Fahrkartenautomaten im gesamten Bahnnetz von Buenos Aires, mit mehr als 200 Bahnhöfen und ca. 300 Mio. Fahrgästen jährlich. Als Auftraggeber diente die staatliche „Sociedad Operadora de Ferrocarriles Sociedad del Estado Argentino“, die als Dachgesellschaft der Betreiber der einzelnen Eisenbahnstrecken tätig ist.
***
Die Geflügelzüchter weisen darauf hin, dass gegenwärtig mit einem hohen Verlust arbeiten. Sie erhalten von den grossen Unternehmen, die den Grossistenmarkt betreiben pro Huhn $ 2,80 bis $ 3, wobei die Kosten jedoch bei $ 4,50 liegen. Die Kosten sind wegen der Abwertung, der Abschaffung des Exportzolls für Mais und der Verringerung bei Sojabohne stark gestiegen, nachdem Mais- und Sojamehl die Haupternährungsmittel darstellen. Die Hühner werden von den Betreibern der Kühlkammern an die Supermärkte zu $ 22 geliefert und von diesen zu über $ 40 verkauft. Die Preisdifferenzen bei der Handelskette erscheine als sehr hoch.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Das Weltbankschiedsgericht ICSID hat die Regierung von Venezuela zu einer Entschädigung von u$s 72 Mio. an die Firma Tenaris verurteilt, die zum Techint-Konzern gehört. Im Jahr 2007 verfügte der damalige Präsident Hugo Chávez die Enteignung der Fabrik von Matesi Materiales, die nahtlose Röhren für die Erdölindustrie erzeugt und zum Tenaris Konzern gehört, der die Klage einreichte. Die Regierung von Venezuela hatte vorher schon das Stahlwerk des Techint Konzerns, Siderúrgica del Orinoco, enteignet. In beiden Fällen sank daraufhin die Produktion, so dass Stahlprodukte importiert werden mussten, die bisher im Land erzeugt wurden. Von den ca. eintausend enteigneten Unternehmen haben 30 Klagen beim ICSID gegen Venezuela eingereicht. Für das Land waren diese Enteignungen eine wahre Katastrophe, da überall die Produktion zurückging.
***
Die Volksrepublik China gewährte vergangenes Jahre Kredite an lateinamerikanische Ländern über u$s 29 Mrd., u$s 19 Mrd. mehr als im Jahr zuvor. China bestätigte ihre Rolle als grösster Kreditgeber der Region hinter der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank. 2010 lieh China den noch grösseren Betrag von u$s 35 Mrd. aus.
***
In Brasilien wird das Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2016 voraussichtlich um 3,3% unter 2015 liegen, schätzt das Bulletin „Focus“ der Zentralbank. Ebenfalls wird mit einer Inflation von 7,5% gerechnet. Finanzminister Nelson Barbosa erklärte, er rechne mit einer neuen Aufschwungphase im 2. Halbjahr 2016.
***
Chile erhielt im vergangenem Jahr Direktinvestitionen i.H. von u$s 11,79 Mrd., 46% weniger als im Vorjahr. Angesichts der Abwertung des chilenischen Peso könnte sich das Panorama im laufenden Jahr leicht verbessern.
***
Die US-Regierung hat der Firma Cleber, mit Sitz in Aalabama, die Genehmigung erteilt, eine Traktorenfabrik in Kuba zu errichten. Es soll sich um eine Investition von bis zu u$s 10 Mio. am Hafen von Mariel handeln, wo eine Sonderzone für Auslandsinvestitionen besteht. Das Unternehmen wird kleine Schlepper montieren, die zu u$s 8000 bis u$s 10.000 verkauft werden. Das kubanische Büro für die Kontrolle ausländischer Aktiven hat das Projekt genehmigt. Die Vermarktung dieser Traktoren in Kuba stellt jedoch ein Problem dar, da die Landwirtschaft unter Fidel Castro verstaatlicht wurde, und der Zugang privater Landwirte, der vor einigen Jahren eingeleitet wurde, faktisch sehr begrenzt ist. Ebenfalls besteht kein Finanzierungssystem für diese Traktoren.
***
Venezuela steht vor der Gefahr eines unmittelbaren Defaults, als Folge der starken Baisse des Erdöls und des Zusammenbruchs der Wirtschaft. Im Jahr 2015 nahm Venezuela u$s 12,59 Mrd. aus Erdölexporten ein, gegen u$s 37 Mrd. 2014. Die Staatsschuld gegenüber ausländischen Gläubigern beträgt u$s 110 Mrd. Die Inflation liegt über 200% jährlich, mit steigender Tendenz, so dass der IWF für 2016 eine Rate von 700% befürchtet. Das Bruttoinlandsprodukt ist 2015 um schätzungsweise 10% zurückgegangen, und für 2016 wird eine weitere Abnahme von 8% erwartet. Das Defizit der Staatsfinanzen liegt bei 20% des BIP. Am Mittwoch kündigte Präsident Nicolás Maduro eine Abwertung des Bolivar um 63% an, und auch eine Zunahme des Preises vom Benzin u.a. Brennstoffen von ca. 6.000%, nachdem diese Preise während zwei Jahrzehnten eingefroren waren. Benzin von 95 Oktan, steigt von 0,097 auf 6 Bolivar; aber Benzin von 91 Oktan steigt nur von 0,070 Bolivar auf einen Bolivar. Während der offizielle Wechselkurs jetzt bei 10 Bolivar pro Dollar liegt, in bestimmten Fällen bei 12 Bolivar, liegt der Schwarzkurs bei über tausend Bolivar pro Dollar.
***
Brasilien ist von der US-Ratingagentur Standard & Poor‘s weiter abgestuft worden, der Ausblick bleibt negativ. Die Bewertung ist von BB+ auf BB gesenkt worden. Beide Ratings gelten als Ramsch-Niveau - der Kauf von Staatsanleihen wird als spekulative Anlage gesehen, es muss mit Ausfällen gerechnet werden. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Compañía General de Combustibles
Die CGC, kontrolliert von Eduardo Eurnekian (und früher von der Familie Soldati) hat die Entdeckung eines neuen Erdöllagers in der Provinz Santa Cruz bekanntgegeben, dessen Bestand auf 50 Mio. Barrel Rohöl geschätzt wurde. Die Entdeckung erfolgte in einem Gebiet, das die Firma letztes Jahr von Petrobras gekauft hatte. Im September hatte CGC schon in Santa Cruz die Auffindung eines grossen Gaslagers angekündigt.
Globant
Das argentinische Unternehmen Globant, vor zwölf Jahren als Dienstleistungsanbieter der Informatik (Computer-Software u.dgl.) von vier Ingenieuren gegründet, mit dem Augenmerk auf dem nordamerikanischen und europäischen Markt, ist jetzt zum Studienfall an der Universität Harvard (USA) geworden. Globant, wegen ihres Wertes als „Einhorn“ bezeichnet, hat einen Marktwert von über einer Milliarde Dollar an der Wall Street. Weitere argentinische „Einhörner“ sind die Firmen Mercado Libre, Despegar und OLX.
Allianz
Das führende Versicherungsunternehmen Allianz hat eine neue Geschäftsadresse in Pilar eröffnet, in der alle wesentlichen Aktivitäten der Firma durchgeführt werden. Das Büro befindet sich im Lokal 7 im Edificio Paralelo, auf Höhe des km 49 der Panamricana.
Garbarino
Diese Kette von Einzelhandelsgeschäften für dauerhafte Haushalsprodukte und Elektronik übernimmt in Argentinien nach einer entsprechenden Vereinbarung die Herstellung, den Vertrieb und der Verkauf sämtlicher Produkten des südkoreanischen Unternehmens LG . Es handelt sich dabei besonders um Plasma-Fernsehgeräte, die einer Fabrik im Feuerland montiert werden.
Wirtschaftsübersicht
Die harten bevorstehenden Entscheidungen
Präsident Mauricio Macri hat sich bisher bemüht, sich von seiner freundlichen Seite zu zeigen. Das ist bei einem Präsidenten, der keine parlamentarische Mehrheit hat und seine politische Position noch festigen muss, begreiflich. Zunächst muss er erreichen, dass er als ein Politiker anerkannt wird, der stets den Dialog pflegt, zu Kompromissen bereit ist, und sich um gute Beziehungen zu Oppositionspolitikern und den einzelnen Gruppen der Gesellschaft bemüht. Seine grundsätzliche politische Einstellung ist genau die entgegengesetzte der Kirchners, die sich an das Schema des deutschen Politologen Karl Schmitt hielten, das ihnen der verstorbene Ernesto Laclau, der in Grossbritannien lebte, übermittelte und den lokalen Verhältnissen anpasste. Nach dieser Auffassung muss es für eine Regierung Feinde geben, eventuell auch erfundene oder durch Aggression geschaffene, um die eigene Position hervorzuheben und Anhänger zu erhalten. Bei den Kirchners waren es zunächst die Militärs, dann die katholische Kirche, die Landwirte, die Zeitung Clarín, die „konzentrierten Gruppen“, und schliesslich Oppositionspolitiker und allerlei andere. Macri will hingegen die Gegensätze entschärfen und ein friedliches Zusammenleben mit der Opposition und den verschiedenen Gruppen der Gesellschaft erreichen. Er will, dass die Gesellschaft, besonders die Politiker und korporativen Gruppen, also an erster Stelle Gewerkschaften und Unternehmerverbände, sich der wirklichen Lage bewusst wird und somit Phantasien bei Seite lassen. Das entspricht dem Zustand, der allgemein in der zivilisierten Welt besteht. In einer Demokraktie gibt es politische Gegner und Andersdenkende, aber nicht Feinde.
Diese sehr politisierte Verhaltensweise von Macri ist allgemein bei der Bevölkerung gut angekommen. Mehrere Meinungsumfragen, die die bekannten auf diesem Gebiet tätigen Firmen vollzogen haben, weisen auf eine erstaunlich hohe Zustimmungsrate hin. Doch diese Popularität sollte Macri nicht dazu verführen, Populismus zu betreiben, also kurzfristig zu denken, die Probleme hinauszuschieben und den echten Herausforderungen, die auf die Regierung zukommen, auszuweichen, um auf diese Weise seine Popularität zu erhalten. Gelegentlich kommt der Moment, in dem sich dies nicht weiterführen lässt, so dass es dann früher oder später zu einer grossen Krise kommt. Es geht jetzt darum, diese Entwicklung zu vermeiden, indem die einzelnen Probleme rationell angegangen werden, was auf alle Fälle auch sozial weniger kostspielig ist, als eine Lage, die die Regierung nicht beherrscht. Cristina Kirchner hat ihrem Nachfolger Mauricio Macri eine sehr verfahrene Lage übertragen, die jederzeit leicht aus den Fugen geraten kann. Jetzt kommt die Zeit der harten Entscheidungen, und das hat politische Kosten, mit Widerstand und heftiger Kritik. An Popularität sollte Macri erst später denken.
Es geht zunächst um die Ausmerzung des untragbar hohen Defizits der Staatsfinanzen. Gewiss wurde schon manches in diesem Sinn getan; aber gleichzeitig wurden zusätzliche Ausgaben verfügt und Einnahmen verringert, u.a. durch die Abschaffung, bzw. Senkung von Exportsteuern. So wird die Rechnung nicht aufgehen. Der anerkannte Wirtschaftler Miguel Angel Broda warnt („La Nación“, 14.2.16), dass mit Gradualismus und kompensatorischen Massnahmen das Defizit sogar steigen könnte. Diese Warnung sollte ernst genommen werden. Um das untragbar hohe Defizit von 7% des BIP im Jahr 2015 auf finanzierbare 3% zu senken, wie es notwendig wäre, muss man auf breiter Front harte Massnahmen treffen. Grundsätzlich sind diese notwendig, um ein langfristiges wirtschaftliches Wachstum mit stark abnehmender Inflation zu ermöglichen, so dass dann die einzelnen Probleme, die sich auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet stellen, nach und nach in Angriff genommen und so weit wie möglich gelöst werden können.
Das Lohnproblem
Einige dieser Entscheidungen kommen unmittelbar auf die Regierung zu, an erster Stelle das Lohnproblem. Bisher hat Macri sich bemüht, den Gewerkschaftlern gut zuzureden und sie von seiner These zu überzeugen, sich mit einer Zulage von höchstens 25% zufrieden zu geben, was bedeutet, dass sie den Reallohnverlust der letzten Monate hinnehmen. Doch wenn man diese Pappenheimer kennt, weiss man, wie sie vorgehen. Sie werden in Einzelfällen einen Vorstoss versuchen, mit 40% und eventuell noch mehr, in anderen die Höchstgrenze mit allerlei Sonderzulagen umgehen, und dann entweder die Arbeitsverträge auf sechs Monate verkürzen oder eine Klausel einfügen, dass bei einer bestimmten Preiserhöhung vor Ablauf der Vertragsfrist neu verhandelt wird, so dass der Reigen dann in einigen Monaten weitergeht.
Macri kann hier nicht nachgeben, weil dann alles zusammenbricht. Wenn eine Lohn- Preisspirale in Bewegung kommt, dann steigt die Inflation und es kommt kurzfristig zur Hochinflation, und nicht lange danach zur Hyperinflation. Man sollte sich stets vor Augen halten, dass wenige Monate vor den drei Hyperinflationen, die Argentinien erlebt hat, jeweils mit Höhepunkt im März 1976, 1989 und 1990, die Inflationsrate nicht viel höher als jetzt war.
Letzte Woche hat die Regierung bei den Lehrern eine Entscheidung getroffen, bei der sie im Prinzip nachgegeben und die Richtlinie von Zulagen von 20% bis 25% aufgegeben hat. Erziehungsminister Esteban Bullrich will auf alle Fälle einen Streik vermeiden, so dass der Unterricht im ganzen Land Ende Februar beginnt. Und dies hat seine Verhandlungsposition von Anfang an geschwächt. Nach einem ersten Angebot, das von der Gewerkschaft abgelehnt wurde, hat die Regierung eine Erhöhung bewilligt, bei der das Mindestgehalt, das gegenwärtig $ 6.060 beträgt, zunächst ab Februar um 29% auf $ 7.800 ($ 7.500 plus $ 300 des Lehrerfonds), und dann ab 1. Juli auf $ 8.500 ($ 8.000 plus $ 500 des Lehrerfonds) erhöht wird, so dass es insgesamt 40% sind. Doch bei höheren Gehältern macht die Zunahme weniger aus, so dass die Gesamterhöhung im Durchschnitt angeblich zwischen 32% und 35% ausmacht.
Indessen hängen die Schulen von der Bundeshauptstadt und den Provinzen ab, so dass das nationale Abkommen nur den Charakter einer Empfehlung hat. Dennoch ist es für eine Provinzregierung kaum möglich, dieses nationale Abkommen bei Seite zu lassen. Doch die Gouverneure werden jetzt der Nationalregierung die Rechnung für die Differenz vorlegen, umso mehr als die meisten ohnehin schon starke Defizite ausweisen. Die Provinz Buenos Aires hatte den Lehrern ein Plus von 23% angeboten. Wenn es jetzt gesamthaft über 10 Prozentpunkte mehr sein sollen, besteht kein Zweifel, dass der Nationalstaat dies wird zahlen müssen, umso mehr, als er die Verantwortung für diese Entscheidung übernommen hat. Die Finanzen des Nationalstaates werden immer mehr belastet, obwohl das bestehende Defizit schon untragbar ist. Die Privatschulen, die in Argentinien einen anormal hohen Anteil an den gesamten Schülern haben, vor allem in der Bundeshauptstadt und bestimmten Vororten, sind nicht durch das allgemeine Abkommen gebunden. Sie müssen die Gehälter mit der Gewerkschaft, die diese Lehrer vertritt, aushandeln. Dennoch wird sich das allgemeine Abkommen auswirken, auch wenn die Gehälter in diesem Bereich allgemein höher sind als beim staatlichen.
Bei den Lehrern hat es die Regierung versäumt, den Fall zu klären. Die Lehrer haben einen relativ niedriges Anfangsgehalt, aber einen hohen Zuschuss pro Jahr der Ausübung ihrer Tätigkeit, so dass die Gehälter in vielen Fällen (den meisten?) über $ 20.000 pro Monat liegen. Hinzu kommt, dass sie normalerweise 5 Stunden pro Tag tätig sind und etwa zwei Monate Ferien haben. Ausserdem bestehen sehr viel Ersatzlehrer, in Extremfällen drei pro Lehrer, was keinen Sinn hat. Das führt oft dazu, dass die Lehrer sich krank erklären und längere Zeit fehlen, jedoch weiter voll bezahlt werden. Die Privatschulen haben keine Ersatzlehrer, eventuell nur wenige, und sie haben dabei kein Problem. Es ist an der Zeit, dieses Thema in Angriff zu nehmen, in dem die Ersatzlehrer, die auf einen definitiven Lehrerposten übergehen, oder einfach zurücktreten oder sterben, nicht ersetzt werden. Das erlaubt dann, höhere Gehälter für die Lehrer, die effektiv arbeiten, zu finanzieren. Schliesslich sollte auch das Streikrecht bei Lehrern eingeschränkt werden, damit die Erpressung aufhört, die sich jedes Jahr bei Schulbeginn wiederholt. Die öffentliche Erziehung sollte zum öffentlichen Dienst erklärt werden, so dass dann das Streikrecht ähnlich wie bei Hospitälern, Stromversorgung u.a. Fällen stark eingeschränkt wird. Nur mit einer umfassenden Darstellung der Lehrerproblematik kann die Regierung erwarten, von der Öffentlichkeit bei einer harten Haltung unterstützt zu werden. So wie der Fall auch dieses Mal dargestellt wurde, war die Stellung der Regierung bei der Verhandlung von Anfang an sehr schwach. Und das dürfte Folgen haben, die weit über den Fall der Lehrer hinausgehen.
Das Megaproblem Santa Cruz
Eine weitere harte Entscheidung betrifft die zwei grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz, die sehr unwirtschaftlich sind, eine gigantische Fehlinvestition darstellen und die Staatsfinanzen auf Jahrzehnte hinaus stark belasten würden, und definitiv stillgelegt werden müssen. Was schon gezahlt wurde, ist verlorenes Geld. Aber es ist unverhältnismässig weniger, als wenn die Werke errichtet würden. Mit den Unternehmen, die den Bauauftrag gewonnen haben, und auch mit der chinesischen Bank, die zur Finanzierung beiträgt, muss verhandelt werden, wobei ihnen ein anderes Objekt angeboten werden kann, eventuell zunächst das Wasserkraftwerk Aña Cuá, an einem Nebenarm des Paraná-Flusses bei Yacyretá, das sehr wirtschaftlich ist. Die Regierung sollte sich in dieser Angelegenheit auf den Rat der acht ehemaligen Energiesekretäre stützen, die seit vielen Jahren gemeinsam die Stromproblematik studieren. Die Aufgabe der Wasserkraftwerke von Santa Cruz wäre ein klares Signal der Einführung von rationellen Kriterien bei Investitionen in Infrastruktur.
Ebenfalls muss das Wärmekraftwerk in Rio Turbio aufgegeben werden, das überhaupt keinen vernünftigen Sinn hat und noch weitere hohe Investitionen erfordert. Es muss abmontiert und nach einem anderen Ort verlegt werden, wo es mit Gas statt Kohle gespeist werden kann. Das Kohlenbergwerk muss dann langsam verringert werden, da es überhaupt keinen Sinn hat. Grosszügige Entschädigungen sind auf alle Fälle viel billiger als die Fortführung dieses Bergwerkes. In der Provinz Santa Cruz sollten Windkraftwerke errichtet werden, da dort ständig ein starker Wind bläst, so dass optimale Bedingungen für diese umweltfreundliche Energie bestehen. Beiläufig muss darauf hingewiesen werden, dass diese Anlagen auch in Argentinien von der Firma Impsa (Pescarmona) hergestellt werden können. Die Windanlagen haben den Vorteil, dass sie regional in der Provinz verteilt werden können, mit jeweils nur den notwendigen MW, so dass sich die Leitungen für den Stromtransport erübrigen. Wenn alle Entscheidungen gleichzeitig getroffen werden, kann auch das soziale Problem der Provinz erleichtert werden, da verlorene Arbeitsplätze teilweise durch neue ersetzt werden.
Die skandalgeschüttelte Provinz Provinz Santa Cruz, die politische Heimat der Kirchners, befindet sich ohnehin schon in einer kritischen Lage, mit einem monatlichen Defizit der Staatsfinanzen von ca. $ 400 Mio. Die Einnahmen aus Erdölgebühren sind infolge des Preisverfalls stark zurückgegangen, und die Erdölwirtschaft investiert kaum noch. Die öffentlichen Investitionen der Provinz stehen still, und der Hauptunternehmer auf diesem Bereich, der Kirchner-Strohmann Lázaro Baez ist pleite. Abgesehen davon leidet die Provinz seit Jahrzehnten schon unter der strukturellen Krise der Schafzucht, wegen des niedrigen Weltmarktpreises für Wolle (weil Wolle von Kunststofffasern verdrängt wurde), so dass seit Langem schon über 3.000 grosse Schafbetriebe von mehreren tausend Hektar aufgegeben wurden. Die Arbeitslosigkeit ist in letzter Zeit stark gestiegen, und weitere Arbeitnehmer sind von unmittelbarer Entlassung bedroht. Hinzu kommt noch, dass die Provinz viel zu viele öffentliche Angestellte hat, gemessen an der Bevölkerung bei weitem den höchsten Anteil aller Provinzen. Über die Hälfte ist schlicht überflüssig. Die Provinz braucht ein Notprogramm, aber ohne sinnlose Megainvestitionen. Eigentlich müsste diese Provinz vom Nationalstaat interveniert werden. Doch bei einer Gouverneurin, die Kirchner heisst, würde dies sofort als politische Verfolgung ausgelegt werden. Politisch ist es gewiss besser, wenn der Namen Kirchner mit dieser tiefen Krise verbunden wird.
Die U-Bahn unter der Sarmiento-Bahn
Eine weitere harte Entscheidung über Staatsinvestitionen bezieht sich auf den Bau der Untergrundbahn unter der bestehenden Sarmiento-Eisenbahn, die von Once bis zum Vorort Haedo und in einer zweite Etappe bis Morón und Castelar führt. Hier hat Präsident Macri leider letzte Woche die falsche Entscheidung getroffen: statt das Projekt aufzugeben, hat er den Beginn der Arbeiten angekündigt. Schlimm!
Dieses Projekt wurde schon fünf Mal angekündigt: am 21.2.2006 von Néstor Kirchner, am 2.8.2007 wieder von ihm, am 23.1.2008 von Cristina Kirchner, am 23.12.2008 wieder von ihr und am 23.6.2014 von Kabinettschef Jorge Capitanich. Das Einzige, was effektiv vollzogen wurde, ist der Kauf einer grossen und technologisch sehr fortgeschrittenen Maschine in Deutschland, um den Tunnel auszubaggern, die 40 Mio Euro gekostet hat und seit über 7 Jahren in Haedo gelagert ist, wo sie langsam verkommt. Diese Maschine sollte unmittelbar der Stadt Buenos Aires übertragen werden, die weiter U-Bahnen baut und dabei Kosten sparen würde.
Die Kosten dieser U-Bahn übersteigen die u$s 10 Mrd, über die die Regierung nicht verfügt. Ein Kredit könnte einen Teil der Kosten decken, würde jedoch die Staatsfinanzen auf Jahre hinaus belasten. Angeblich soll die brasilianische Förderungsbank BNDeS bereit sein, u$s 1,5 Mrd für die erste Etappe des Projektes bereitzustellen, die auf u$s 3 Mrd veranschlagt wurde. Der Rest entfällt auf die Staatskasse. Über die Finanzierung des restlichen Teils des Projektes wurde vorerst nichts bekanntgegeben.
Das Problem kann viel billiger gelöst werden, indem Unterführungen bei den Strassenkreuzungen der Sarmiento Bahn, eventuell auch an anderen Stellen, gebaut werden, wie sie in den letzten Jahren schon an vieler Orten bei der Mitre-Bahn gebaut wurden. Dadurch könnten die Züge alle drei Minuten fahren, wie bei der U-Bahn, ohne den Strassenverkehr zu stören, der dann durch die Tunnels unter den Schienen ungestört erfolgen würde. Diese Lösung düfte wohl kaum ein Prozent des U-Bahnprojektes kosten, und sie könnte kurzfristig durchgeführt werden. Argentinien hat bei öffentlichen Investitionen einen sehr hohen Bedarf und gewiss andere Prioritäten. Es müssten so bald wie möglich mehrere Autobahnen gebaut und allgemein die Überlandstrassen erneuert werden, es müssen Kraftwerke errichtet werden, u.s.w.
Der Anlass der Ankündigung der Durchführung des Projektes war der Besuch des italienischen Premierministers Matteo Renzi, nachdem die italienische Firma Ghella einen wesentlichen Anteil am Projekt hat. Ausserdem sind die argentinische IECSA, die brasilianische Odebrecht und die spanischen Comsa und EMTE beteiligt. Abgesehen davon, dass das ganze Projekt keinen Sinn hat, wurden die Etappen verkehrt geplant. Als erste Etappe ist die Strecke zwischen Haedo und Caballito vorgesehen, obwohl nicht der geringste Zweifel besteht, dass die Strecke vom Hauptbahnhof Once bis Caballito, die eine dicht bevölkerte Gegend bedient, absolute Priorität hat.
Bei einer so bedeutenden Fehlinvestition sollte Macri sich den Fall erneut überlegen. Er wird das, was wir hier erklären, gewiss verstehen. Was auffällt ist, dass keiner der auf wirtschaftlichen Gebiet gut ausgebildeten und erfahrenen Minister, wie Prat Gay, Frigerio, Sturzenegger u.a., ihm den Fall erklärt haben. Sie sollte dies nachholen, um einen schweren Schaden für das Land zu vermeiden.
Die Schulden an Rentner
Eine weiteres Problem besteht in der Zahlung der Beträge, zu denen die Gerichte erster und zweiter Instanz die ANSeS verurteilt haben. Etwa 300.000 Rentner haben schon einen Prozess wegen Berichtigung des Betrages ihrer Rente eingeleitet, und in zwei Instanzen, gelegentlich auch beim Obersten Gerichtshof, gewonnen, und weitere warten auf ein Urteil. Doch die ANSeS zahlt nur 40.000 Fälle pro Jahr; und da ständig neue Urteile hinzukommen, nimmt der Bestand der Forderungen nicht ab. Die ANSeS verursacht dabei weitere unnötige Gerichts- und Anwaltskosten. Wenn die Rentner sterben, hört der Prozess nicht auf, sondern er geht auf die Erben über. Das Argument der Unmöglichkeit der Zahlung stimmt nicht, weil die ANSeS einen Fonds hat, der um die $ 500 Mrd. ausmacht, mit dem die Ansprüche der Rentner befriedigt werden können. Doch ein Gesetz der Regierung von CKF verbietet den Verkauf der Aktienpakete des ANSeS-Fonds. Dieses absurde Gesetz muss ausser Kraft gesetzt werden, denn es widerspricht dem ebenfalls gesetzlich festgelegten Zweck des Sonderfonds, nämlich die Zahlung von Pensionen, Hinterbliebenenrenten und Gnadenrenten zu sichern. Ohne Verkauf dieser Aktien ist dies im Notfall nicht möglich. Ausserdem entspricht das Gesetz über das Verkaufsverbot der staatswirtschaftlichen Einstellung der Kirchner-Regierung. Unter der gegenwärtigen Regierung hat es keinen Sinn, dass der Staat Aktienpakete von Grossunternehmen hält und Direktoren ernennt, was im Grunde eine milde Form der Korruption ist. Diese Aktien müssen so bald wie möglich verkauft werden, was dann erlaubt, die Zahlungen von Schulden an Rentner aufzunehmen. Die Opposition im Parlament würde bei der Aufhebung des Verkaufsverbotes der ANSeS-Aktiepakete von den Rentnern unter Druck gesetzt werden, so dass sie voraussichtlich zustimmen dürften.
ANSeS-Direktor Emilio Basavilbaso erklärte, er studiere das Thema der Schulden und werde einen Vorschlag ausarbeiten. Er äusserte sich gegen die Strategie der Hinausschiebung der Prozesse. Das Problem besteht in der Finanzierung der Zahlungen, die insgesamt auf über $ 120 Mrd. geschätzt werden. Eine sofortige Barzahlung kommt nicht in Frage, und Teilzahlungen sind nur möglich, wenn die Aktienpakete des ANSeS-Fonds schrittweise verkauft werden. Auf alle Fälle kann man davon ausgehen, dass diejenigen, die eine Zahlung erhalten, einen Schnitt ihrer Forderung akzeptieren werden, so dass sich der Gesamtbetrag stark verringert. Wer den Abschlag nicht annimmt, muss sich dann weiter vor Gericht um sein Recht bemühen, was bedeutet, dass er bestenfalls in einigen Jahren zu seinem Geld kommt. Das wäre gewiss keine gute Option. Ebenfalls muss ein Teil in Raten bezahlt werden. Beiläufig sollte das Gesetz über das Pensionierungssystem revidiert werden, um weitere Prozesse zu verhindern und die Forderungen der Rentner zu beschränken.
Schlussfolgerungen
Es gibt gewiss noch weitere harte Entscheidungen, die die Macri-Regierung treffen muss. In einigen Fällen kann man politische Wege finden, um sie milder erscheinen zu lassen. Aber grundsätzlich muss man sich bewusst sein, dass man die Probleme nicht liegen lassen kann. Macri sollte sich ein Beispiel an Menem nehmen, der sich vor wirklich harten und politisch sehr konfliktiven Entscheidungen nicht gescheut hat, wie es die Privatisierungen und die Deregulierungsmassnahmen waren. Die Lage war, als Menem im Juli 1989 antrat, viel schlimmer als jetzt. Dennoch hat er erreicht, dass die Inflation ab Mitte 1991 ganz überwunden wurde, was ein Jahrzehnt andauerte, wobei das BIP 1991, und danach noch einmal 1992, um 9% zunahm. Es war ein grosser Erfolg. Ein Sprichwort besagt, „der Triumph gehört den Mutigen“ (El triunfo es de los audaces). Menem pflegte in diesem Zusammenhang ein biblisches Zitat zu erwähnen: „Die sanften verachtet Gott“ (A los tibios los vomita Dios). In der Tat ist es Alfonsín und De la Rua, die Politik vor Wirtschaft stellten und harten Entscheidungen systematisch aus dem Weg gingen, nicht gut gegangen. Macri sollte über all dies nachdenken.